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Abkürzungsverzeichnis

BFS Bundesamt für Statistik
LGBTI Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transgender, Intersexuelle
SKMR Schweizerisches Kompetenzzentrum für Menschenrechte

OFS Office fédéral de la statistique
LGBTI Lesbiennes, gays, bisexuelles, transgenres, intersexuées
CSDH Centre suisse de compétence pour les droits humains
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Im Juni 2022 veröffentlichte der Bundesrat einen Bericht über die Möglichkeiten zur
Verbesserung der Datenlage zu Diskriminierungen von LGBTI-Personen. Er erfüllte
damit ein 2017 überwiesenes Postulat Reynard (sp, VS). Im Bericht stellte der Bundesrat
fest, dass die Datenlage zu Diskriminierungen aufgrund sexueller Orientierung oder
Geschlechtsidentität «heute tatsächlich sehr dünn» sei. Allerdings sei die
entsprechende Datenerhebung auch «keine einfache Angelegenheit», wie eine in
Auftrag gegebene Machbarkeitsstudie des SKMR gezeigt habe. Quantitative
Bevölkerungsumfragen eigneten sich dazu eher schlecht. LGBTI-Personen bildeten
keine homogene Gruppe, weshalb Zahlen zu den verschiedenen Ausprägungen separat
erhoben werden müssten. Dabei handle es sich jedoch um zahlenmässig kleine
Gruppen, die zudem mangels Erhebungsrahmen in Form eines Registers o.ä. schwierig
zu identifizieren seien, sodass es «eine grosse Herausforderung» sei, eine
repräsentative Stichprobe der LGBTI-Bevölkerung zu gewinnen. Überdies seien
Diskriminierungserfahrungen aufgrund unterschiedlicher Wahrnehmungen und
Selbsteinschätzungen subjektiv. Um sie allenfalls in standardisierte
Bevölkerungsumfragen integrieren zu können, müssten durch qualitative Forschung
zuerst geeignete Fragestellungen zur Erfassung des Phänomens entwickelt werden.
Damit könnte auch ein vertieftes Verständnis von Mehrfachdiskriminierungen
gewonnen werden – eine explizite Forderung des Postulats. In diesem Sinne ermutigte
die Regierung Forscherinnen und Forscher dazu, Projekte mit entsprechendem
Schwerpunkt beim Schweizerischen Nationalfonds einzureichen. Abschliessend verwies
der Bundesrat auf laufende Arbeiten zur Verbesserung der Datenlage zu
Hassverbrechen – eine Konsequenz der Aufnahme des Verbots der Diskriminierung
aufgrund der sexuellen Orientierung in das Strafgesetzbuch; am Ende dieses Prozesses
sollte das BFS im Rahmen der polizeilichen Kriminalstatistik Zahlen zu Diskriminierung
durch Hassverbrechen aufgrund der Geschlechterzugehörigkeit oder der sexuellen
Orientierung ausweisen können. 1

BERICHT
DATUM: 22.06.2022
KARIN FRICK

1) Bericht BR vom 22.6.22
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